Deutscher Bundestag 


Drucksache 14/6276 


14. Wahlperiode 


14 . 06 . 2001 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuss) 


1. zu dem Antrag der Abgeordneten Jürgen Koppelin, Hildebrecht Braun 
(Augsburg), Ernst Burgbacher, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der F.D.P. 

- Drucksache 14/284 (neu) - 

Feierliche Gelöbnisse der Bundeswehr in der Öffentlichkeit 


2. zu dem Antrag der Abgeordneten Ulrich Adam, Paul Breuer, Georg 
Janovsky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 14/641 - 

Öffentliche feierliche Gelöbnisse der Bundeswehr 


3. zu dem Antrag der Abgeordneten Heidi Lippmann, Dr. Winfried Wolf, 
Fred Gebhardt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der PDS 
- Drucksache 14/642 - 

Keine feierlichen Gelöbnisse der Bundeswehr in der Öffentlichkeit 


A. Problem 

Die Anträge der Fraktionen der CDU/CSU und F .D.P. beinhalten übereinstim- 
mend die Auf fassung, dass öf fentliche feierliche Gelöbnisse der Bundeswehr 
eine über viele Jahre gewachsene demokratische T radition darstellen, die auch 
in der Bevölkerung einen breiten Konsens f nden. Die Auffassung des Bundes- 
ministers der Verteidigung, die Zahl der feierlichen Gelöbnisse auf öffentlichen 
Plätzen möglichst zu verstärken, wird begrüßt. 

Der Antrag der Fraktion der PDS hingegen fordert den V erzieht auf feierliche 
Gelöbnisse außerhalb von Kasernen und außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland sowie auf Große Zapfenstreiche. 
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B. Lösung 

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 14/284 (neu) mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 14/641 mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 14/642 mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU/CSU und F .D.P. ge- 
gen die Stimmen der Fraktion der PDS 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . den Antrag - Drucksache 14/284 (neu) - abzulehnen, 

2. den Antrag - Drucksache 14/641 - abzulehnen, 

3. den Antrag - Drucksache 14/642 - abzulehnen. 

Berlin, den 30. Mai 2001 

Der Verteidigungsausschuss 

Helmut Wieczorek (Duisburg) Gerd Höfer 

Vorsitzender Berichterstatter 


Werner Siemann 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Gerd Höfer und Werner Siemann 


I. Überweisung 

Die Anträge auf den Drucksachen 14/284 (neu), 14/641 und 
14/642 wurden in der 47. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 24. Juni 1999 an den V erteidigungsausschuss zur 
Beratung überwiesen. 

II. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse 
im Ausschuss 

Der V erteidigungsausschuss hat in seiner 73. Sitzung am 
30. Mai 2001 die Anträge auf den Drucksachen 14/284 
(neu), 14/641 und 14/642 beraten und beschlossen, den An- 
trag auf Drucksache 14/284 (neu) mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS 
gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. abzulehnen, den Antrag auf Drucksache 14/641 mit 
den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F .D.P. abzulehnen, den Antrag auf Druck- 
sache 14/642 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU/CSU und F.D.P. gegen 
die Stimmen der Fraktion der PDS abzulehnen. Seitens der 
Fraktion der SPD wurde deutlich gemacht, dass alle drei 
Anträge von Beginn der 14. W ahlperiode datierten und 
somit schon sehr alt seien. Grundsätzlich werde zwar das 
Anliegen der Fraktionen der CDU/CSU und F .D.P, dass 
auch künftig öf fentliche Gelöbnisse durchgeführt werden 
sollten, mitgetragen; der Bundesminister der V erteidigung 
würde aber nicht, wie im Antrag der Fraktion der ED.P. aus- 
geführt, öffentliche Gelöbnisse „anordnen“. Es sei vielmehr 
der Wunsch der Kommunen, öf fentliche Gelöbnisse durch- 
zuführen, wobei sich in allen Fällen die Bevölkerung auch 
zahlreich beteilige. Die V eröffentlichung von Listen des 
Bundesministeriums der V erteidigung, an welchen Orten 
feierliche Gelöbnisse stattfänden, würde hingegen begrüßt. 


Beide Anträge, vor allem aber den Antrag der Fraktion der 
PDS, werde man ablehnen. 

Aus Sicht der Fraktion der CDU/CSU seien die Anträge 
zwar alt, dennoch aber gerechtfertigt. Feierliche Gelöbnisse 
seien für die Fraktion der CDU/CSU eine Selbstverständ- 
lichkeit. Die Soldaten hätten das Recht, mit diesem Be- 
kenntnis selbstbewusst aufzutreten. 

Aus Sicht der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde 
betont, man sei uneingeschränkt für Gelöbnisse, könne aber 
die vorliegenden Anträge nicht mittragen. Of fensichtlich 
gehe es den Antragstellern nicht um den Inhalt von Gelöb- 
nissen, sondern lediglich um deren Form. Nach den Erfah- 
rungen der letzten Jahre seien die verschiedenen Sichtweisen 
von Gelöbnissen leider unterschiedlich instrumentalisiert 
worden. Als Beispiel wolle man die Debatte zum abgesagten 
feierlichen Gelöbnis in Frankfurt/Oder im Mai 1999 nennen. 
Da die Anträge keine neuen Gedanken beinhalteten, sondern 
nur Bekenntnisse darstellten, würden diese seitens der Frak- 
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Die Fraktion der F .D.P. macht deutlich, dass man den eige- 
nen Antrag in erster Linie gestellt habe, um den Bundesmi- 
nister der V erteidigung bei der Durchführung von feierli- 
chen Gelöbnissen zu unterstützen. Insoweit verstehe man 
nicht, dass die Fraktion der SPD dem Antrag nicht zustim- 
men wolle. 

Von der Fraktion der PDS wird zu dem eigenen Antrag noch 
einmal deutlich gemacht, dass man Gelöbnisse für ein über- 
kommenes Relikt aus vergangenen Zeiten halte und ebenso 
wie der Große Zapfenstreich nicht mehr nötig seien. Die 
letzten zwei Jahre hätten gezeigt, dass die Rolle der Bundes- 
wehr in der Bevölkerung nicht so verankert sei, wie sich die 
anderen Fraktionen dies vielleicht vorstellten. Das Privileg, 
feierliche Gelöbnisse in der Öffentlichkeit abzuleisten, solle 
aus ihrer Sicht nicht länger für Soldaten gelten. 


Berlin, den 30. Mai 2000 

Gerd Höfer Werner Siemann 

B erichterstatter B erichterstatter 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



